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Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Thema „90 Jahre nach dem 
Holodomor: Anerkennung der Massentötung durch Hunger als Völkermord“
(2022/3001(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu der Ukraine und Russland, 
insbesondere seine Entschließung vom 23. Oktober 2008 zu dem Gedenken an den 
Holodomor, die wissentlich herbeigeführte Hungersnot von 1932/1933 in der Ukraine1,

– unter Hinweis auf die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten,

– unter Hinweis auf die Konvention der Vereinten Nationen über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermords, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und andere 
Menschenrechtsverträge und -instrumente der Vereinten Nationen,

– unter Hinweis auf die auf den Plenartagungen der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen angenommenen gemeinsamen Erklärungen zu den Jahrestagen des 
Holodomor,

– unter Hinweis auf das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs,

– unter Hinweis auf die Resolution der Werchowna Rada der Ukraine aus dem Jahr 2003, 
in der die vorsätzlich herbeigeführte Hungersnot zu einem Akt des Völkermords erklärt 
wird, auf das ukrainische Gesetz vom 28. November 2006 über den Holodomor in der 
Ukraine von 1932/1933 und auf den Appell der Werchowna Rada der Ukraine vom 
16. November 2022 an die Parlamente der Welt, den Holodomor in der Ukraine von 
1932/1933 als Völkermord am ukrainischen Volk anzuerkennen,

– gestützt auf Artikel 132 Absätze 2 und 4 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in der Konvention der Vereinten Nationen über die Verhütung 
und Bestrafung des Völkermords eine Reihe von Handlungen unter Strafe gestellt wird, 
die in der Absicht begangen werden, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören, und zwar durch die Tötung von 
Mitgliedern der Gruppe, die Zufügung von schwerem körperlichem oder geistigem 
Schaden an Mitgliedern der Gruppe, die vorsätzliche Unterwerfung der Gruppe unter 
Lebensbedingungen mit dem Ziel, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise 
herbeizuführen, die Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet sind, und die gewaltsame Überführung von Kindern der 
Gruppe in eine andere Gruppe;

1 ABl. C 15E vom 21.1.2010, S. 78.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.CE.2010.015.01.0078.01.DEU&toc=OJ:C:2010:015E:TOC
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B. in der Erwägung, dass der Holodomor, die Hungersnot von 1932/1933, die Millionen 
von Ukrainern das Leben kostete, vom Sowjetregime auf zynische Weise geplant und 
auf grausame Weise herbeigeführt wurde, um die Kollektivierung der Landwirtschaft in 
der Sowjetunion durchzusetzen und das ukrainische Volk und seine nationale Identität 
zu unterdrücken; in der Erwägung, dass das Sowjetregime in anderen Teilen der 
Sowjetunion, insbesondere in Kasachstan, Belarus und im Nordkaukasus, aber auch 
anderswo, ähnlich grausame Methoden einsetzte; in der Erwägung, dass Maßnahmen 
zur Unterdrückung der ukrainischen Identität auch im Rahmen der Schreckensherrschaft 
durchgeführt wurden, die sich gegen die Träger der kulturellen Identität der Ukraine 
richtete;

C. in der Erwägung, dass Beweise dafür vorliegen, dass das Sowjetregime die 
Getreideernte vorsätzlich konfiszierte und die Grenzen hermetisch abriegelte, um die 
Ukrainer daran zu hindern, dem Hungertod zu entfliehen; in der Erwägung, dass die 
Sowjetunion 1932 und 1933 Getreide aus dem Gebiet der Ukraine ausgeführt hat, 
während die Menschen dort hungerten; in der Erwägung, dass die Ermordung der 
überwiegend im ländlichen Raum lebenden Ukrainer häufig mit Agitpropaktionen 
einherging, bei denen die Bauern zum Sündenbock gemacht und als Schuldige an der 
Hungersnot dargestellt wurden;

D. in der Erwägung, dass durch den fortdauernden Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine, die Zerstörung ihrer Energie- und Landwirtschaftsinfrastruktur, die Blockade 
der Ausfuhr ukrainischen Getreides und den Diebstahl von Millionen Tonnen Getreide 
durch Russland erneut die Angst heraufbeschworen wird, es könne zu einer 
großflächigen, wissentlich herbeigeführten Hungersnot kommen, vor allem im Globalen 
Süden, der von erschwinglichem Getreide aus der Ukraine abhängt;

E. in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft die Verbrechen der Sowjetunion 
keiner eindeutigen rechtlichen und moralischen Bewertung unterzogen hat; in der 
Erwägung, dass die Schönfärberei und Verherrlichung der totalitären Sowjetherrschaft 
und die Wiederbelebung des Stalin-Kults in Russland darin gipfeln, dass das heutige 
Russland zu einem Staat geworden ist, der dem Terrorismus Vorschub leistet und 
terroristische Mittel einsetzt, und dass sich die entsetzlichen Verbrechen gegen das 
ukrainische Volk nun wiederholen, etwa der gerade jetzt von Russland betriebene 
„Cholodomor“, bei dem es sich um den Versuch handelt, das ukrainische Volk erfrieren 
zu lassen, indem Russland die zivile Energieinfrastruktur der Ukraine während des 
Winters vorsätzlich zerstört;

F. in der Erwägung, dass mit Stand Dezember 2022 die Parlamente oder andere 
Vertretungsorgane auf Gesamtstaatsebene von über 20 Ländern den Holodomor als 
Völkermord bzw. als Verbrechen gegen das ukrainische Volk und gegen die 
Menschlichkeit anerkannt haben;

G. in der Erwägung, dass 2022 und 2023 der 90. Jahrestag des Holodomor begangen wurde 
bzw. wird;
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1. erklärt, dass es den Holodomor, die wissentlich und vorsätzlich von der Sowjetmacht 
herbeigeführte Hungersnot 1932/1933 in der Ukraine, als Völkermord am ukrainischen 
Volk anerkennt, da er in der Absicht begangen wurde, eine Gruppe von Menschen zu 
vernichten, und zwar durch die vorsätzliche Unterwerfung unter Lebensbedingungen 
mit dem Ziel, ihre körperliche Zerstörung herbeizuführen;

2. gedenkt aller Opfer des Holodomor und bekundet dem ukrainischen Volk, das diese 
Tragödie durchlitten hat, seine Solidarität, insbesondere den letzten Überlebenden des 
Holodomor und ihren Familien; erweist jenen seine Ehre, die in der Folge dieser 
Verbrechen des totalitären Sowjetregimes zu Tode kamen;

3. verurteilt aufs Schärfste die genozidalen Handlungen des totalitären Sowjetregimes, die 
zum Tod von Millionen Ukrainern geführt und den Grundfesten der Gesellschaft in der 
Ukraine erheblichen Schaden zugefügt haben;

4. fordert alle Länder, insbesondere die Russische Föderation und die anderen nach dem 
Zerfall der Sowjetunion entstandenen Länder auf, ihre Archive über die wissentlich 
herbeigeführte Hungersnot von 1932/1933 in der Ukraine zu öffnen;

5. ersucht alle Länder und internationalen Organisationen, die den Holodomor noch nicht 
als Völkermord anerkannt haben, diesen Schritt nachzuholen; fordert die Russische 
Föderation als Hauptnachfolgestaat der Sowjetunion auf, den Holodomor offiziell 
anzuerkennen und für die damit verbundenen Verbrechen um Entschuldigung zu bitten;

6. fordert die Mitgliedstaaten der Union und Drittländer auf, das Bewusstsein für diese 
Geschehnisse und andere vom Sowjetregime begangene Verbrechen zu fördern, indem 
das historische Wissen darüber in Bildungs- und Forschungscurricula aufgenommen 
wird, damit sich ähnliche Tragödien in Zukunft keinesfalls wiederholen;

7. bedauert, dass der 90. Jahrestag des Holodomor in einer Zeit begangen wird, in der 
Russland seinen Angriffskrieg gegen die Ukraine fortsetzt und damit die Souveränität 
und territoriale Unversehrtheit dieses Landes verletzt und anstrebt, die Ukraine als 
Nationalstaat zu vernichten und die Identität und Kultur des ukrainischen Volkes zu 
zerstören; verurteilt überdies, dass durch Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine 
eine weltweite Ernährungskrise heraufbeschworen wurde und dass Russland die 
Getreidespeicher der Ukraine zerstört oder plündert und es der Ukraine nach wie vor 
erschwert, ihr Getreide in die ärmsten Länder der Welt auszuführen;

8. verurteilt, dass das derzeitige russische Regime das historische Gedächtnis manipuliert, 
um sein eigenes Überleben zu sichern; verurteilt in diesem Zusammenhang erneut die 
von den Staatsorganen Russlands erzwungene Auflösung der Internationalen 
Gesellschaft Memorial und des Menschenrechtszentrums Memorial, eine Handlung, 
anhand deren die revisionistische Ideologie des derzeitigen russischen Regimes mehr 
als deutlich wird; fordert die Union und ihre Mitgliedstaaten, öffentliche und private 
Einrichtungen und die gesamte Zivilgesellschaft auf, sämtliche Versuche, historische 
Tatsachen zu verzerren oder die öffentliche Meinung in Europa durch falsche 
Geschichtsdarstellungen zu manipulieren, die zur Unterstützung der Ideologie und des 
Überlebens krimineller Regime fabriziert und verbreitet werden, deutlich anzuprangern 
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und zurückzuweisen; fordert alle Organe der Union und die Mitgliedstaaten auf, die 
Wissenschaft und die Zivilgesellschaft bei der Dokumentation, Erforschung und 
Aufklärung der politischen Repression und der totalitären Verbrechen in der 
Sowjetunion zu unterstützen;

9. verurteilt sämtliche Formen des Totalitarismus aufs Schärfste; bedauert, dass die 
Verbrechen des totalitären Regimes der Sowjetunion bislang noch nicht rechtlich 
beurteilt wurden, dass die Täter nicht zur Rechenschaft gezogen wurden und dass diese 
Verbrechen von der internationalen Gemeinschaft nie eindeutig verurteilt worden sind; 
fordert eine umfassende historische und rechtliche Beurteilung des Sowjetregimes und 
eine transparente öffentliche Debatte über seine Verbrechen, was von überragender 
Bedeutung dafür ist, in Europa eine gemeinsame Geschichte und ein gemeinsames 
Gedenken zu schaffen und so auch die Widerstandsfähigkeit der Gesellschaften Europas 
gegenüber modernen Bedrohungen der Demokratie zu stärken; bekräftigt, dass die 
Bewertung des Sowjetregimes und eine transparente öffentliche Debatte über seine 
Verbrechen am wichtigsten für Russland selbst sind, um diese Sachverhalte ins 
Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken, Widerstandskraft gegen Desinformation und 
verzerrte Geschichtsdarstellungen aufzubauen und zu verhindern, dass ähnliche 
Verbrechen erneut begangen werden;

10. beauftragt die zuständigen Dienststellen des Europäischen Parlaments mit der sofortigen 
Übersetzung dieser Entschließung in die russische und die ukrainische Sprache; 

11. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Werchowna Rada, dem Präsidenten 
und der Regierung der Ukraine, dem Vizepräsidenten der Kommission und Hohen 
Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, dem Rat, der Kommission und 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten, der 
Regierung und dem Parlament der Russischen Föderation, dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, der Generalsekretärin der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa und der Generalsekretärin des Europarats zu übermitteln.


